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Einleitung 

Das Abfallrecht ist in den letzten Jahren in das Zentrum des umweltpoliti
sehen Interesses gerückt. Dies zeigt sich nicht nur an der Intensität, mit der ab
fallrechtliche Fragen erörtert werden, sondern besonders an der Aktivität des 
Gesetzgebers. In der Verwaltungspraxis - und nicht zuletzt in der Kommunal
politik - steht gerade auch das Anlagenzulassungsrecht im Mittelpunkt der 
Aufinerksamkeit. Planung und Zulassung von Abfallentsorgungsanlagen sind 
Kristallisationspunkte fiir Bürgerprotest und stehen oft im Mittelpunkt des öf
fentlichen Interesses. Während das Instrumentarium des abfallrechtlichen Zu
lassungsrechts in den letzten Jahren mehrfach umgestaltet wurde, ist die Anla
genzulassung - jedenfalls was größere Deponien und Müllverbrennungsanlagen 
angeht - praktisch zum Erliegen gekommen. Dies liegt nicht nur am Bürgerpro
test, sondern auch an einem durch die zweite Entsorgungsschiene des Dualen 
Systems und die Übergangsregelungen der TA Siedlungsabfall entschärften 
Problemdruck. Zum Ende der durch Ziff. 12.1 TA Siedlungsabfall eingeräum
ten Übergangsfrist am 1. Juni 2005 müssen aber sowohl Behandlungsanlagen 
als auch Deponien nach den Vorschriften dieser technischen Anleitung zur Ver
fügung stehen. Daher dürfte das Anlagenzulassungsrecht in naher Zukunft grö
ßere Bedeutung gewinnen. 

Durch das Investitionserleichterungsgesetz aus dem Jahr 1993 wurde das ur
sprünglich einheitliche Zulassungsrecht für Abfallentsorgungsanlagen auf
gespalten. Während Deponien weiterhin grundsätzlich der Planfeststellung be
dürfen, ist für Behandlungsanlagen nunmehr eine immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung erforderlich. Damit treffen im Recht der Abfallentsorgungsanla
gen die beiden Typen der Planungsentscheidung und der Genehmigungsent
scheidung aufeinander. Die Beschäftigung mit beiden Typen ermöglicht einen 
Vergleich und ermöglicht die Beantwortung der Frage nach der Austauschbar
keit. 

Die rege gesetzgeberische Tätigkeit, die durch die europäische Umweltpoli
tik mitverursacht wurde, hat dazu geführt, daß diese Arbeit zu einem Zeitpunkt 
erscheint, in dem das Abfallgesetz nicht mehr in Kraft ist, sondern durch das 
Kreislaufwirtschaftsgesetz abgelöst wurde. Trotzdem werden beiden Gesetze im 
folgenden nebeneinander behandelt. Das KrW-/AbfG baut nämlich auf den Re
gelungen des Abfallgesetzes auf. Daher behalten die Klärungen, die Rechtspre
chung und Literatur bisher zum Abfallgesetz herbeigeführt haben, ihren Wert 
auch für die Auslegung den KrW-/AbfG. 



16 Einleitung 

Der Erörterung der verwaltungsrechtlichen und europarechtlichen Fragen 
wird in einem ersten Kapitel eine Bestandsaufuahme vorangestellt. Neben einer 
Analyse des Ansiedlungskonflikts um Abfallentsorgungsanlagen soll die Dar
stellung des Verlaufs der über das AbfalIrecht hinausreichenden Diskussion um 
die Bedeutung von Zulassungsverfahren den wissenschaftlichen und politischen 
Kontext erschließen, in dem um die Auslegung und Gestaltung des abfallrecht
lichen Anlagenrechts gerungen wird. 



A. Bestandsaufnahme 

I. Der Konflikt um die Ansiedlung von Abfallentsorgungsanlagen 

Das Vorhaben, Abfallentsorgungsanlagen anzusiedeln, trifft immer auf Wi
derstand. Dies gilt unabhängig davon, ob eine Deponie, ein Kompostwerk, eine 
Sortier- oder eine Verbrennungsanlage errichtet werden soll, ob es sich ledig
lich um unbelasteten Boden oder um hochbelasteten Sondermüll handelt, der 
deponiert werden soll. Private Betreiber sind ebenso unwillkommen, wie es öf
fentliche sind. Der Widerstand gegen Abfallentsorgungsanlagen wird in der Re
gel von den zukünftigen Nachbarn der Anlage getragen. Häufig finden sie die 
Unterstützung der Standortgemeinde oder von Nachbargemeinden. 

1. Der Widerstand der Nachbarn 

Niemand wünscht sich eine Abfallentsorgungsanlage in seiner Nachbar
schaft. Dieses Verschonungsinteresse wird bei einem Teil der Juristen mit dem 
St.-Florians-Prinzip erklärt. Egoismus Einzelner scheint im Interesse des Ge
meinwohls erforderliche Entscheidungen zu blockieren. I Die Bürger nehmen 
den Widerstand der Nachbarn einer solchen Anlage allerdings anders wahr: 
Nach eine Umfrage des Instituts tUr Demoskopie Allensbach waren 1993 52 % 
der Westdeutschen und 60 % der Ostdeutschen der Meinung, gegen den Willen 
der zukünftigen Nachbarn solle keine Müllverbrennungsanlage gebaut werden. 
Über den Willen der Nachbarn wollten sich im Westen nur 25 %, im Osten le
diglich 23 % der Befragten hinwegsetzen.2 Der in dieser Umfrage zum Aus
druck kommende Wunsch nach Konsens beim Bau von Abfallentsorgungsanla-

I V gl. am nachdrücklichsten Ronellenfitsch. Standortwahl, DÖV 1989, 1'37 (739 0; 
ders., Beschleunigung und Vereinfachung, 29 f. Differenzierter Kloepfer. Umweltsinn 
und Sonderabfallentsorgung, 142, 145. Zur Einschätzung durch Verwaltungspraktiker 
vgl. Harries. Die Praxis abfallrechtlicher Planfeststellung, 186 ff. 

2 Allensbacher Monatsbericht, F AZ v. 16. Juni 1993, S. 5. Die Frage lautete: "Ange
nommen, eine Stadt braucht eine neue Müllverbrennungsanlage. Der Bauplatz ist bereits 
festgelegt. Die Bevölkerung, die in der Nähe wohnt, protestiert aber heftig und versucht, 
den Bau zu verhindern. Dazu gibt es zwei Meinungen. Die einen sagen: , Wenn die An
lage wirklich notwendig ist, muß sie gebaut werden, auch wenn die Anwohner dagegen 
sind.' Die anderen sagen: ,So etwas darf man nicht über den Kopf der Anwohner hin
weg entscheiden. Wenn die Anwohner dagegen sind, darf man die Anlage nicht bauen.' 
Wem würden Sie eher zustimmen?" 

2 Hölscher 
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